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Anmerkungen 

Der folgende Bericht umfasst für das Land Mecklenburg-Vorpommern (M-V) das Verfahren zur 
Durchführung des Länder-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetzes (LuKIFG), die Aus-
gestaltung der Mittelverteilung, die Schwerpunkte der Verwendung der Mittel, die Verfahren zur 
Sicherstellung der zweckentsprechenden Mittelverwendung sowie die Berücksichtigung der 
Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie und des demographischen Wandels bei der Ausgestaltung 
der Programme. Darüber hinaus wird gemäß § 5 Absatz 5 Satz 1 VV LuKIFG mitgeteilt, dass im 
Land M-V keine Möglichkeiten zur Identifikation und Bezifferung von Ausgaben auf Grundlage 
der Haushalts- oder Wirtschaftspläne bestehen, die für eine Anrechnung zum Zweck der Bege-
bung Grüner Bundeswertpapiere herangezogen werden können. 
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I. Verfahren zur Durchführung des LuKIFG 

1. Rechtsgrundlagen 

Das Länder-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetzes (LuKIFG) vom 20. Oktober 2025 
(BGBl. 2025 I Nr. 246) bildet den bundesgesetzlichen Rahmen zur Finanzierung von Investitionen 
in die Infrastruktur, die in die Aufgabenzuständigkeit der Länder und Kommunen fällt. Es obliegt 
den Ländern, die Verfahren für die Umsetzung des LuKIFG festzulegen. 

Im Land M-V erfolgt die Umsetzung der durch den Bund zur Verfügung gestellten 1,9251 Mrd. 
Euro im Rahmen des „MV-Plans 2035“. Auf dem Investitionsgipfel am 15. Juli 2025 verständigten 
sich die Landesregierung, Kommunen, Wirtschaftsvertretungen, Gewerkschaften sowie Vertrete-
rinnen und Vertreter weiterer Partner (z. B. Wissenschaft, Sozialpartner) auf den MV-Plan 2035. 
Zusammen wurden Investitionsfelder festgelegt, in welche die Mittel aus dem Sondervermögen 
für Infrastruktur und Klimaneutralität schwerpunktmäßig eingesetzt werden sollen. 

Gleichzeitig erfolgt eine Festlegung des kommunalen Anteils. Von den insgesamt verfügbaren 
1,9251 Mrd. Euro wurden insgesamt 1,2024 Mrd. Euro (62,5 %) der Mittel für Investitionen im 
Bereich der der Landkreise, Städte und Gemeinden vorgesehen. Alle Kommunen im Land sollen 
an diesen Mitteln partizipieren. 

Mit dem Gesetz über die Haushaltsplanung des Landes Mecklenburg-Vorpommern für die Haus-
haltsjahre 2026 und 2027 vom 01. Dezember 2025 wurde die Grundlage für die Umsetzung auf 
die Landesebene geschaffen. Die Ausgabeermächtigungen zur Umsetzung des MV-Plans 2035 
sind im Doppelhaushalt 2026/2027 in den Ressorteinzelplänen veranschlagt. 

Eine konkrete Umsetzung auf kommunaler Ebene erfolgt auf Grundlage der Verwaltungsverein-
barung des Landes M-V zur Durchführung des MV-Plan 2035 im Rahmen des LuKIFG (VV MV-
Plan 2035), einem öffentlich-rechtlichen Vertrag zwischen Land und kommunaler Ebene. Sie ist 
im März 2026 in Kraft getreten und tritt mit dem Außerkrafttreten des LuKIFG außer Kraft. 

2. Umsetzungsregelungen 

Koordinierende Stelle ist das Ministerium für Finanzen und Digitalisierung (Haushaltsabteilung). 
Dieses ist auch für die Liquiditätsmeldungen an den Bund, die Steuerung, Budgetkontrolle und 
die Koordinierung der landesseitig durchzuführenden Stichprobenprüfung zuständig. 

Die Bewirtschaftung von Mitteln aus dem Länder-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsge-
setz (LuKIFG) gemäß der Verteilung des MV-Plan 2035 wird über den 2. Bewirtschaftungserlass 
2026 wie folgt geregelt: 

Da der Bund nicht in Vorleistung tritt und die Mittel nicht pauschal ausgezahlt werden dürfen, ist 
es erforderlich, dass das Land für die Kommunen und das Land selbst ein Mittelabrufverfahren 
einrichtet. Die für die Umsetzung verantwortlichen Ressorts können die bereitgestellten Haus-
haltsmittel entsprechend des festgelegten Finanzierungsrahmens abrufen. Grundlage hierfür sind 
stets konkrete, inhaltlich und finanziell definierte Maßnahmen, die im jeweiligen Zuständigkeits-
bereich des Ressorts liegen. 
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Die dem Land M-V gemäß § 1 in Verbindung mit § 2 Absatz 1 LuKIFG zur Verfügung gestellten 
Bundesmittel werden im zuständigen Ressorteinzelplan im Kapitel XX97 „Maßnahmen aus dem 
Länder-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz“ bewirtschaftet. Grundlage für den Mit-
telabruf beim Bund sind die im HKR-Verfahren des Landes M-V gebuchten IST-Ausgaben. 
Das Land M-V finanziert somit vor. Die Bundesmittel aus dem Sondervermögen werden im Ein-
zelplan 11 „Allgemeine Finanzverwaltung“, Kapitel 1197 vereinnahmt und dienen zur Deckung 
der jeweils in den Einzelplänen in den Kapiteln XX97 der Ressorteinzelpläne gebuchten Ausga-
ben. 
(https://www.regierung-mv.de/serviceassistent/download?id=1686876) 

a. Umsetzungen LuKIFG-Mittel für Investitionsfelder auf kommunaler Ebene 

Die Umsetzung der LuKIFG-Mittel gemäß dem MV-Plan 2035 auf die kommunale Ebene erfolgt 
in unterschiedlichen Verfahren: 

- Mit der VV MV-Plan 2035 werden Regelungen zur Umsetzung von LuKIFG-Mittel in Höhe von 
817,4 Mio. Euro festgelegt. Die Bereitstellung der Mittel erfolgt durch einen Zuwendungsbe-
scheid der Landkreise über die Ämter an die Gemeinden bzw. über die VV MV-Plan 2035 
direkt an die kreisfreien Städte. Die Auszahlung der Mittel erfolgt jeweils auf Anforderung der 
Landkreise und kreisfreien Städte beim Land M-V, wenn die Mittel zur Begleichung fälliger 
Rechnungen von den Letztempfängern innerhalb von drei Monaten benötigt werden. Mit den 
finanziellen Mitteln aus dem LuKIFG können Maßnahmen finanziert werden, die nicht vor dem 
1.1.2025 begonnen wurden und bis 31.12.2042 abgeschlossen werden. 

- Investitionen in „Feuerwehren“ und Investitionen in eine "Zukunftsfähige Bildungslandschaft" 
für Investitionen an allgemeinbildenden Schulen in freier Trägerschaft werden über beste-
hende und neue Förderprogramme abgewickelt. Die Bereitstellung erfolgt jeweils als Zuwen-
dung im Rahmen der Projektförderung. 

- Investitionen in die Digitalisierung sowie Krankenhaustransformationsfonds über die entspre-
chenden Ausgabeermächtigungen auf Antragstellung beim zu bewirtschaftenden Ressort. 

b. Umsetzungen LuKIFG-Mittel für Investitionsfelder auf Landesebene 

Die Umsetzung der LuKIFG-Mittel auf Landesebene erfolgt über die ausschließlich für „Maßnah-
men aus dem Länder-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz“ eingerichteten Kapitel 
XX97 im Haushaltsplan 2026/2027 mit den entsprechenden Ausgabeermächtigungen abgewi-
ckelt. Diese sind in den zuständigen Ressorts zu bewirtschaften. Die Prüfung der Fördervoraus-
setzungen erfolgen per Checklisten und in Eigenverantwortung der Ressorts. 

Die Investitionsmaßnahmen in Frauenhäuser werden über eine neu gefasste Förderrichtlinie „Hil-
fenetzinvestionsförderrichtlinie“ abgewickelt. Die Bereitstellung erfolgt als Zuwendung im Rah-
men der Projektförderung. 
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3. Berichterstattung und Evaluation 

Die Länder sind gegenüber dem Bund verpflichtet regelmäßig, über den Fortschritt der Investiti-
onsmaßnahmen zu berichten. Für dieses Berichtswesen stellt der Bund eine standardisierte Be-
richtsvorlage (Template) zur digitalen Übermittlung zur Verfügung. Der Bericht des Landes wird 
mittels Uploads übertragen. 

Um sicherzustellen, dass das Land seine Berichtspflichten gegenüber dem Bund, dem Landtag 
und der Öffentlichkeit erfüllt sowie darüber hinaus in der Lage ist, ein kontinuierliches Monitoring 
zu erstellen, wurde das Bundes-Template um notwendige landesseitige Angaben ergänzt. Hierfür 
steht den Ressorts als Zwischenlösung eine Exceldatei zur Verfügung. Um das Ausfüllen zu er-
leichtern sind Hinweise zur Datendefinition und Beispiele hinterlegt. 
Jede geplante Maßnahme erhält eine eindeutige Identifikationsnummer. Dies gewährleistet eine 
nachvollziehbare Dokumentation und erleichtert die Beantwortung von Anfragen, z. B. aus dem 
politischen Raum. 

Mittelfristig ist vorgesehen, eine online gestützte Datenbanklösung zu verwenden, in welche auch 
die kommunale Ebene (Landkreise und kreisfreie Städte) maßnahmescharf Bericht erstatten. 
Land und Kommunen werden mit der online gestützten Datenbanklösung, dem digitalen Portal in 
die Lage versetzt, einheitliche Prozessabläufe für folgende Bereiche zu nutzen und abzubilden: 

- Dokumentation als Einzelmaßnahme 
- Maßnahmenplanung 
- Änderungen bei der Planung 
- Statusanzeige (geplant, begonnen, abgeschlossen) 
- Steuerung und Controlling der Mittel 
- Mittelabrufanzeige/-kontrolle 

Die organisatorische Einbindung der beteiligten Akteure erfolgt entsprechend der im System hin-
terlegten Struktur. Das Finanzministerium (Haushaltsabteilung) übernimmt dabei zentrale Aufga-
ben der Koordination und Auswertung, während das Innenministerium (Kommunalabteilung) im 
Rahmen der kommunalen Rechts- und Fachaufsicht eingebunden ist. Die Ressorts der Landes-
regierung und die kommunalen Gebietskörperschaften (Landkreise und kreisfreie Städte) fungie-
ren als meldende Stellen und erfassen die relevanten Maßnahmen- und Umsetzungsdaten im 
Portal. 

Darüber hinaus wird erarbeitet, inwieweit durch die Bereitstellung der erforderlichen Daten eine 
Evaluation unterstützt werden kann. 

II. Ausgestaltung der Mittelverteilung im Land, zwischen Land und Kommunen so-
wie zwischen den Kommunen 

Die im M-V-Plan 2035 festgelegte Mittelverteilung ist das Ergebnis intensiver und konstruktiver 
Verhandlungen zwischen der Landesregierung den kommunalen Spitzenverbänden, Wirtschafts-
vertretungen, Gewerkschaften, und Vertreterinnen und Vertretern weiterer Partner (z. B. Wissen-
schaft, Sozialpartner). 

Mit dem M-V-Plan 2035 zur Umsetzung des LuKIFG werden im Land M-V im Konsens mit den 
Kommunalen Spitzenverbänden insgesamt 1.202,4 Mio. Euro zugunsten der Landkreise, der 
Städte und Gemeinden vorgesehen. Das entspricht einem Anteil von 62,5 % des M-V-Anteils von 
1.925,15 Mio. Euro. 
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Der M-V Plan 2035 sieht folgende Verteilung vor: 

Investitionsfelder kommunale Ebene Investitionsfelder Landesebene in Mio. Euro 

VV  MV-Plan  2035  

Sockelbetrag  an  jede  Gemeinde  in  M-V  
(724  Gemeinden  je  50  TEUR)  

Investitionsbudget   
"Öffentliche  allgemeinbildende  Schulen"  

Investitionsbudget   
"Verkehrsinfrastruktur,  ÖPNV  und  Energie"  

Investitionsbudget 
"sonstige gesellschaftliche Infrastruktur" 
(u.a. Sport, Kultur, Zoos) 

36,2  

540,0  

141,2  

100,0 

Investitionen an allgemeinbildende Schulen 
in freier Trägerschaft 

60,0 

Feuerwehren 50,0 

Polizei (Ausrüstungsgegenstände) 11,0 

Landesbaumaßnahmen Polizei 95,0 

Landesbaumaßnahme Katastrophen-
schutz 

50,0 

Landesbaumaßnahme Bevölkerungs-
schutz Labor 

50,0 

Landesbaumaßnahme Fachhochschule 39,0 

Investitionsmaßnahmen in Frauenhäu-
ser 

5,0 

Krankenhaustransformationsfonds (200) Krankenhaustransformationsfonds (50) 250,0 

Übergreifende Maßnahmen der IT-Sicher-
heit sowie zur Digitalisierung der Verwal-
tung (75) 

Übergreifende Maßnahmen der IT-Si-
cherheit sowie zur Digitalisierung der 
Verwaltung (73,8) 

148,8 

Energieinfrastruktur und Wasserstoffpro-
jekte 

163,8 

Landesstraßenbau 30,0 

Baumaßnahmen "Forschung und Wis-
senschaft" - Institute, Hochschulen 

150,0 

Palmberg- Arena Schwerin (Sportinfra-
struktur) 

5,0 

Reserve 0,1 

1.202,4 (62,5 %) 722,7 (37,5 %) 1.925,1 
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Eine Umsetzung auf kommunaler Ebene erfolgt durch die VV MV-Plan 2035, einem öffentlich-
rechtlichen Vertrag zwischen Land und kommunaler Ebene mit einem Gesamtvolumen von 817,4 
Mio. Euro. Die Kommunen können den 50 TEUR-Sockelbetrag in Höhe von 36,2 Mio. Euro un-
bürokratisch und frei nutzen, um die Infrastruktur vor Ort zu stärken. Alle Kommunen im Land 
sollen an diesen Mitteln partizipieren. 

Über bestehende und neue Förderprogramme werden 110 Mio. Euro LuKIFG-Mittel auf kommu-
naler Ebene umgesetzt. 

Darüber hinaus werden 75 Mio. Euro im Bereich der Digitalisierung sowie 200 Mio. Euro für Maß-
nahmen im Rahmen der Krankenhaustransformation – Transformationsfonds umgesetzt. Diese 
Investitionsmaßnahmen werden für „Maßnahmen aus dem Länder-und-Kommunal-Infrastruktur-
finanzierungsgesetz“ eingerichteten Kapitel XX97 im Haushaltsplan 2026/2027 mit den entspre-
chenden Ausgabeermächtigungen abgewickelt. 

Die Bestimmung der Finanzschwäche einer Kommune erfolgt in M-V über eine automatisierte 
Einstufung mittels des „Rechnerunterstützten Haushaltsbewertungs- und Informationssystem der 
Kommunen“ (RUBIKON). Dieses System dient der landeseinheitlichen und transparenten Beur-
teilung der dauernden finanziellen Leistungsfähigkeit einer Kommune (§ 17 Absatz 4 der Gemein-
dehaushaltsverordnung-Doppik). Im RUBIKON-System erfassen alle Kommunen jährlich Daten 
aus der aktuellen Haushaltsplanung, insbesondere zum Haushaltsausgleich für den gesamten 
Finanzplanungszeitraum, zur Haushaltssicherung, zur Verschuldung und zu finanziellen Risiken. 
Die Datenerfassung wird durch die zuständige Rechtsaufsichtsbehörde überprüft. Die erfassten 
Daten werden mittels eines vom Land durch Verwaltungsvorschrift vorgegebenen Kennzahlen-
und Punktesystems bewertet und zusammengefasst. Die Einordnung erfolgt dabei automatisiert 
in vier Leistungsstufen mittels eines erweiterten Ampelsystems in eine gesicherte (grün), einge-
schränkte (gelb), gefährdete (orange) oder weggefallene (rot) dauernde Leistungsfähigkeit. 

In der VV MV-Plan 2035 ist festgelegt worden, dass eine Gemeinde als finanzschwach gilt, wenn 
die Leistungsfähigkeit nach RUBIKON als gefährdet (orange) oder weggefallen (rot) eingestuft 
worden ist. Für diese Kommunen kann die Förderquote auf bis zu 90 Prozent erhöht werden. 
Auch für den Programmteil „Feuerwehren“, für den die Fördermittel über die bereits bestehende 
Sonderbedarfszuweisungsförderrichtlinie ausgereicht werden, erfolgt die Bestimmung einer er-
höhten Förderquote für finanzschwache Kommunen mittels der RUBIKON-Einstufung. 

III. Schwerpunkte der Verwendung der Bundesmittel 

Der MV-Plan 2035 definiert für die LuKIFG-Mittel einen abschließenden Katalog mit Investitions-
feldern für die Verwendung der Mittel durch Land und Kommunen. Diese verteilen sich wie folgt 
auf die Infrastrukturbereiche gemäß § 3 Absatz 1 LuKIFG: 

Infrastrukturbereich gemäß 
§ 3 (1) LuKIFG 

Investitionsfelder 
kommunale Ebene 

Investitionsfelder 
Landesebene 

Offen,  abhängig  von  den  je-
weils  umgesetzten  Maßnah-
men  

Bildungsinfrastruktur 

VV MV-Plan 2035 

Sockelbetrag an jede Gemeinde 
in M-V (724 Gemeinden / 50 
TEUR) 

Investitionsbudget 
"Öffentliche allgemeinbildende 
Schulen" 
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Infrastrukturbereich gemäß 
§ 3 (1) LuKIFG 

Investitionsfelder 
kommunale Ebene 

Investitionsfelder 
Landesebene 

Verkehrsinfrastruktur,  
Energie- und  Wärmeinfrastruk-
tur  

Sonstiges 

Investitionsbudget 
"Verkehrsinfrastruktur, ÖPNV 
und Energie" 

Investitionsbudget   
"sonstige  gesellschaftliche  Infra-
struktur"  (u.a.  Sport,  Kultur,  Zoos)  

Bildungsinfrastruktur Investitionen an allgemeinbil-
dende Schulen in freier Träger-
schaft 

Sonstiges Feuerwehren 
Sonstiges Polizei (Ausrüstungsgegen-

stände) 
Sonstiges Landesbaumaßnahmen Polizei 

Bevölkerungsschutz Landesbaumaßnahme Katastro-
phenschutz 

Bevölkerungsschutz Landesbaumaßnahme Bevölke-
rungsschutz Labor 

Sonstiges Landesbaumaßnahme Fach-
hochschule 

Sonstiges Investitionsmaßnahmen in Frau-
enhäuser 

Krankenhaus-, Rehabilitations-
und Pflegeinfrastruktur 

Krankenhaustransformations-
fonds (200) 

Krankenhaustransformations-
fonds (50) 

Digitalisierung Übergreifende Maßnahmen der 
IT-Sicherheit sowie zur Digitali-
sierung der Verwaltung (75) 

Übergreifende Maßnahmen der 
IT-Sicherheit sowie zur Digitali-
sierung der Verwaltung (73,8) 

Energie- und Wärmeinfrastruk-
tur 

Energieinfrastruktur und Was-
serstoffprojekte 

Verkehrsinfrastruktur Landesstraßenbau 
Forschung und Entwicklung, 
Wissenschaftsinfrastruktur 

Baumaßnahmen "Forschung 
und Wissenschaft" - Institute, 
Hochschulen 

Sonstiges Palmberg- Arena Schwerin 
(Sportinfrastruktur) 

Sonstiges Reserve 

1.202,4 (62,5 %) 722,7 (37,5 %) 

IV. Verfahren zur Sicherstellung der zweckentsprechenden Mittelverwendung in 
Ländern und Kommunen 

Das Land stellt die zweckentsprechende Mittelverwendung sicher und legt hierfür die Verfahren 
fest. 

Die Kommunen und die zuständigen Ministerien tragen die Verantwortung für die Einhaltung der 
Fördervoraussetzungen, einschließlich der beihilferechtlichen Vorgaben. Für die Landesmaßnah-
men wird eine Checkliste mit inkludierter knapper Wirtschaftlichkeitsbetrachtung zur Prüfung der 
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Maßnahmen entwickelt, welche für jede Maßnahme durch das zu bewirtschaftende Ressort zu 
füllen ist. Diese ist Voraussetzung für die Freigabe der LuKIFG-Mittel. Für die angemessenen 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen der Kommunen greifen die für die Kommunen geltenden lan-
des- und gegebenenfalls kommunalrechtlichen Bestimmungen mit ihren entsprechend etablierten 
Verfahren. 

Die Fördervoraussetzungen auf Grundlage der VV M-V Plan 2035 werden den Letztempfängern 
hinreichend kommuniziert. Sämtliche Fördervoraussetzungen und Verfahrensabläufe für die 
Landkreise und kreisfreien Städte ergeben sich aus der VV M-V Plan 2035. Die Fördervoraus-
setzungen und Verfahrensabläufe für die Ämter- und Gemeindeebene ergeben sich aus den Zu-
wendungsbescheiden der Landkreise. 

Zur Sicherstellung der zweckentsprechenden Verwendung der bereitgestellten Finanzmittel er-
folgt nach Abschluss von Investitionsmaßnahmen eine stichprobenartige Prüfung. Grundlage für 
die Bestimmung der Stichprobe ist das digitale Portal mit den hinterlegten Datenbeständen (onli-
negestützte Datenbanklösung). 

Im Rahmen der Qualitätssicherung und Kontrolle wird durch das Land eine Stichprobe von jeweils 
fünf Prozent der als abgeschlossen gemeldeten Investitionsmaßnahmen in die Landesinfrastruk-
tur und die kommunale Infrastruktur festgelegt und umgesetzt. Die Auswahl der Maßnahmen er-
folgt auf Basis der im digitalen Portal hinterlegten Datenbestände. Für Prüfungen der Maßnah-
men sind von den Kommunen und den bewilligenden Landesressorts maßnahmenbezogene Be-
lege vorzuhalten. 

V. Berücksichtigung der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie bei der Ausgestal-
tung der Programme 

Die im Haushaltsplan des Landes vorgesehenen Investitionen leisten einen wesentlichen Beitrag 
zur Umsetzung der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie (DNS). Sie stärken gleichermaßen die 
ökologische, ökonomische und soziale Nachhaltigkeit und sichern die langfristige Leistungsfähig-
keit des Landes. Mit den im Rahmen des LuKIFG bereitgestellten Mitteln werden gezielt infra-
strukturelle Defizite behoben und Investitionen angestoßen, die das nachhaltige Wachstum und 
die Transformationsfähigkeit M-Vs unterstützen. 

1. Bildung, Forschung und Fachkräftesicherung 

Investitionen in öffentliche allgemeinbildende Schulen sowie Zuschüsse für Investitionen an all-
gemeinbildenden Schulen in freier Trägerschaft („Zukunftsfähige Bildungslandschaft“) tragen 
maßgeblich zur Verwirklichung des Nachhaltigkeitsziels „Hochwertige Bildung“ (SDG 4) bei. Mo-
derne, barrierefreie und digital ausgestattete Bildungsinfrastrukturen fördern Chancengleichheit, 
Bildungserfolg und gesellschaftliche Teilhabe und ermöglichen damit bessere Bildungs- und Auf-
stiegsperspektiven. Die aus dem LuKIFG kofinanzierten Schulbaumaßnahmen und Modernisie-
rungen unterstützen insbesondere die Beseitigung des vorhandenen Investitionsstaus in der 
kommunalen Bildungsinfrastruktur und ergänzen bestehende Landes- und Kommunalpro-
gramme. 

Neben der Sicherstellung eines hohen Bildungsniveaus und der kontinuierlichen Steigerung des 
Anteils erfolgreicher Schulabschlüsse steht die verlässliche Ganztagsbetreuung im Vordergrund. 
Sie erleichtert die Vereinbarkeit von Familie und Beruf, stärkt Bildungsgerechtigkeit und unter-
stützt insbesondere Familien mit geringen Einkommen. Die LuKIFG-Mittel ermöglichen es den 
Kommunen, Ganztagsangebote auszubauen ohne allein auf eigene Mittel in den angespannten 
Haushalten angewiesen zu sein. 
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Baumaßnahmen im Bereich Forschung und Wissenschaft stärken die Innovationsfähigkeit des 
Landes und leisten Beiträge zu den Nachhaltigkeitszielen „Industrie, Innovation und Infrastruktur“ 
(SDG 9) sowie „Menschenwürdige Arbeit und Wirtschaftswachstum“ (SDG 8). 

2. Gesundheitsversorgung und soziale Infrastruktur 

Die Kofinanzierung von Maßnahmen im Rahmen der Krankenhausreform – Transformations-
fonds – stärkt die nachhaltige und qualitativ hochwertige Gesundheitsversorgung. Sie dient der 
strukturellen Modernisierung der Krankenhauslandschaft und trägt zur Sicherung einer bedarfs-
gerechten medizinischen Versorgung unter Berücksichtigung der strukturellen Herausforderun-
gen des Flächenlandes M-V bei. Damit werden insbesondere die Nachhaltigkeitsziele „Gesund-
heit und Wohlergehen“ (SDG 3) sowie „Nachhaltige Städte und Gemeinden“ (SDG 11) unter-
stützt. Die LuKIFG-Mittel flankieren die Investitionsanstrengungen des Landes im Gesundheits-
wesen und ermöglichen auch den Kommunen dringend notwendige bauliche und technische Mo-
dernisierungen umzusetzen. 

Investitionsmaßnahmen in Frauenhäuser leisten einen wichtigen Beitrag zur Geschlechterge-
rechtigkeit (SDG 5), zur Verringerung sozialer Ungleichheiten (SDG 10) und zum Schutz beson-
ders vulnerabler Personengruppen. Sie verbessern die Unterstützungsstrukturen für von Gewalt 
betroffene Frauen und Kinder und tragen so zu mehr Sicherheit und Teilhabechancen bei. 

Investitionen in sonstige gesellschaftliche Infrastruktur, insbesondere in Sport-, Kultur- und Frei-
zeiteinrichtungen, stärken den gesellschaftlichen Zusammenhalt und erhöhen die Lebensqualität 
in Städten und Gemeinden. Sie schaffen niederschwellige Orte der Begegnung und Integration 
und wirken damit Vereinsamung und sozialer Spaltung entgegen. 

3. Verkehrsinfrastruktur, ÖPNV sowie Energie- und Wasserstoffprojekte 

Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur und den öffentlichen Personennahverkehr leisten einen 
wesentlichen Beitrag zu nachhaltiger Mobilität (SDG 11) und Klimaschutz (SDG 13). Sie verbes-
sern die Erreichbarkeit insbesondere im ländlichen Raum und fördern barrierearme Mobilitätsan-
gebote für ältere Menschen sowie Menschen mit Beeinträchtigungen. Im Rahmen des LuKIFG 
wird M-V Maßnahmen priorisieren, die der Beseitigung von Engpässen und der Erhaltung der 
Funktionsfähigkeit bestehender Infrastrukturen dienen und zeitgleich den größten Nutzen für Mo-
bilität und Klimaschutz entfalten. 

Der Ausbau der Energieinfrastruktur sowie die Förderung von Wasserstoffprojekten unterstützen 
die Transformation hin zu einer klimaneutralen und resilienten Wirtschaft (SDG 7 und SDG 13). 
Gleichzeitig stärken sie die Versorgungssicherheit, erschließen Wertschöpfungspotenziale und 
erhöhen die Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts. 

4. Innere Sicherheit und Bevölkerungsschutz 

Investitionen in die Feuerwehren, Ausrüstungsgegenstände der Polizei sowie Landesbaumaß-
nahmen im Bereich „Innere Sicherheit und Bevölkerungsschutz“ stärken leistungsfähige und resi-
liente staatliche Strukturen. Sie leisten Beiträge zum Nachhaltigkeitsziel „Frieden, Gerechtigkeit 
und starke Institutionen“ (SDG 16). 

Vor dem Hintergrund zunehmender klimabedingter Extremereignisse und geopolitischer Unsi-
cherheiten ist eine moderne Gefahrenabwehr von besonderer Bedeutung. Die Maßnahmen si-
chern die Einsatzfähigkeit haupt- und ehrenamtlicher Strukturen, verkürzen Reaktionszeiten im 
Krisenfall und tragen zur Stabilität und Sicherheit der Bevölkerung bei. Die LuKIFG-Förderung 
erleichtert es, notwendige Investitionen in diesem Bereich trotz knapper Mittel zu tätigen. 
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5. Digitalisierung und IT-Sicherheit 

Investitionen in IT-Sicherheit und die Digitalisierung der Verwaltung erhöhen die Effizienz, Trans-
parenz und Serviceorientierung staatlichen Handelns. Sie unterstützen die Nachhaltigkeitsziele 
„Industrie, Innovation und Infrastruktur“ (SDG 9) sowie „Leistungsfähige Institutionen“ (SDG 16), 
indem sie Verwaltungsprozesse modernisieren und die Integrität kritischer Infrastrukturen si-
chern. Durch die Finanzierung digitaler Investitionen unterstützt das LuKIFG das Land dabei, 
dauerhafte Effizienzgewinne zu erzielen und laufende Ausgaben langfristig zu stabilisieren. 

Digitale Verwaltungsprozesse erleichtern zudem den bürgernahen, barrierearmen Zugang zu 
Leistungen des Staates, reduzieren Bürokratiekosten und beschleunigen Entscheidungspro-
zesse. Gleichzeitig schaffen sie die Grundlage, um datenbasierte (politische) Entscheidungen zu 
treffen und öffentliche Ressourcen zielgerichteter einzusetzen. 

VI. Berücksichtigung des demografischen Wandels bei der Ausgestaltung der Pro-
gramme 

Der demografische Wandel beschreibt einen langfristigen strukturellen Prozess der Bevölke-
rungsentwicklung, der insbesondere im Kontext westlicher Industrienationen durch eine alternde 
Bevölkerung, sinkende Geburtenraten und einer hohen Lebenserwartung gekennzeichnet ist. Ein 
wesentlicher Ausdruck dieses grundlegenden strukturellen Wandels sind dauerhaft unterhalb des 
Sterbeniveaus liegende Geburtenzahlen (negativer natürlicher Bevölkerungssaldo). 

Spätestens seit den 1970er Jahren ist die Bevölkerungsalterung ein zentrales, kontinuierliches 
Problem, welches in den ostdeutschen Bundesländern in den 1990er Jahren in Folge der deut-
schen Wiedervereinigung durch starke Abwanderungsbewegungen sowie ein abruptes Absacken 
des Geburtenniveaus enorm beschleunigt wurde. Diese Entwicklungen haben tiefgreifende und 
langfristige Auswirkungen auf Gesellschaften und stellen diese vor enorme Herausforderungen. 

Zuletzt konnte das zunehmende Geburtendefizit in M-V weitgehend durch deutlich positive Wan-
derungssalden aus dem In- und Ausland kompensiert werden, so dass sich die absoluten Bevöl-
kerungszahlen für unser Land stabilisierten. Aktuelle Bevölkerungsvorausberechnungen 1 für M-
V gehen jedoch von einem weiteren Bevölkerungsrückgang um etwa 13 Prozent bis ins Jahr 2050 
aus. Auch die Bevölkerungsalterung wird sich aller Voraussicht nach weiter verschärfen. Im Jahr 
2024 kamen auf 100 Personen im erwerbsfähigen Alter rund 42 Menschen im Rentenalter; im 
Jahr 2050 könnte dieses Verhältnis bei 58 zu 100 liegen. Dies wäre der höchste Wert im Länder-
vergleich. Zudem ist M-V schon heute das Bundesland mit der geringsten Siedlungsdichte. 

Die Gestaltung des weiter voranschreitenden demografischen Wandels berührt nahezu jeden ge-
sellschaftlichen Teilbereich und stellt das Land vor enorme Herausforderungen. Die spezifische 
demografische Situation M-Vs ist dabei vor allem durch eine überdurchschnittlich alte Bevölke-
rung sowie die geringe Siedlungsdichte gekennzeichnet. 

Bei der Ausgestaltung der Programme im Rahmen des LuKIFG werden die mit dem demografi-
schen Wandel in Verbindung stehenden Aspekte Berücksichtigung finden. Zentrale Zielstellun-
gen sind hierbei u.a. die Sicherung des Fachkräftebedarfs bei gleichzeitigem Rückgang des Er-
werbspersonenpotenzials; die Sicherung einer adäquaten Gesundheits- und Pflegeversorgung; 
die Aufrechterhaltung eines leistungsstarken und bedarfsgerechten Bildungssystems sowie die 
Ermöglichung von Mobilität und gesellschaftlicher Teilhabe für alle Alters- und Bevölkerungsgrup-
pen im städtischen sowie im ländlichen Raum. 

1 Destatis (2025): Ergebnisse der 16. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung (Variante G2L2W2) 

11 



 

 
 

  
    

         
      

   
  

   
 

    
         

       
      

 
     

 
 

 
     

    
 

   
    

 
    

    
 

   
    

 
     

    
 

   
    

 
   

    
 

   
    

 
 
 

        

    

Verwaltungsvereinbarung 
des Landes Mecklenburg-Vorpommern 

zur Durchführung des MV-Plans 2035 im Rahmen des 
Gesetzes zur Finanzierung von Infrastrukturinvestitionen von 

Ländern und Kommunen „Länder-und-Kommunal-
Infrastrukturfinanzierungsgesetz“ 

(VV MV-Plan 2035) 

Das Land Mecklenburg-Vorpommern 
vertreten durch den Minister für Inneres und Bau, 
den Minister für Finanzen und Digitalisierung und 

die Ministerin für Bildung und Kindertagesförderung 

- nachstehend „Land“ genannt -

und 

die Hanse- und Universitätsstadt Rostock, 
vertreten durch die Oberbürgermeisterin, 

die Landeshauptstadt Schwerin, 
vertreten durch den Oberbürgermeister, 

der Landkreis Mecklenburgische Seenplatte, 
vertreten durch den Landrat, 

der Landkreis Rostock, 
vertreten durch den Landrat, 

der Landkreis Vorpommern-Rügen, 
vertreten durch den Landrat, 

der Landkreis Nordwestmecklenburg, 
vertreten durch den Landrat, 

der Landkreis Vorpommern-Greifswald, 
vertreten durch den Landrat, 

der Landkreis Ludwigslust-Parchim, 
vertreten durch den Landrat, 

schließen folgende Vereinbarung auf Grundlage des Kommunalgesprächs vom 

19. November 2025: 
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   A. Allgemeiner Teil 

     § 1 Umfang der Mittel 

  

Präambel 

Die Kommunen repräsentieren das Fundament unserer Gesellschaft, sie vereinen vor 

Ort die Einwohnerinnen und Einwohner unseres Landes. Die Investitionen aus dem 

Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität kommen dort an, wo es zählt: Vor 

Ort bei den Menschen, in Stadt und Land. 

Mit dem M-V-Plan 2035 zur Umsetzung des Länder-und-Kommunal-

Infrastrukturfinanzierungsgesetzes (LuKIFG) vom 20. Oktober 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 

246) werden im Land Mecklenburg-Vorpommern insgesamt rund 1,2 Mrd. Euro 

zugunsten der Landkreise, der Ämter und Gemeinden vorgesehen. Alle Kommunen 

im Land sollen an diesen Mitteln partizipieren. Es werden 36,2 Mio. Euro über einen 

50.000-Euro-Sockelbetrag für jede Gemeinde im Land zur Verfügung gestellt. 

Insgesamt 781,2 Mio. Euro werden in Form von Investitionsbudgets für abgegrenzte 

Schwerpunkte den Landkreisen, Ämtern und Gemeinden zur Verfügung gestellt. 

Mit der nachfolgenden Vereinbarung werden Regelungen zur bürokratiearmen 

Umsetzung des 50.000-Euro-Sockelbetrags und der Investitionsbudgets festgelegt. 

Zudem werden die Vorgaben des Bundes im LuKIFG und der dazu abgeschlossenen 

Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und den Ländern (VV Bund) zur 

Durchführung des LuKIFG im Verhältnis des Landes zu den Landkreisen und den 

kreisfreien Städten für den Erhalt der Mittel und der anteiligen Weiterleitung an Ämter, 

Gemeinden oder sonstige Letztempfänger geregelt. Die Grundsätze der 

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit sind zu beachten. 

(1)  Das  Land  stellt  allen  Gemeinden  einmalig  unabhängig  von  ihrer  Größe  und  

Einwohnerzahl  allgemein  für  Zwecke  des  LuKIFG  einen  Betrag  in  Höhe  von  je  

50.000  Euro  („50.000-Euro-Sockelbetrag“)  und  damit  insgesamt  36,2  Mio.  Euro  in  

den  Jahren  2026  bis  2030  bereit.  
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(2)  Das  Land  stellt  den  kommunalen  Körperschaften  in  den  Jahren  2026  bis  2035  

781,2  Mio.  Euro  für  Investitionsbudgets  in  folgenden  Schwerpunkten  bereit:  

1. Öffentliche allgemeinbildende Schulen 540,0 Mio. Euro, 
2. Verkehrsinfrastruktur, ÖPNV und Energie 141,2 Mio. Euro und 
3. Sonstige gesellschaftliche Infrastruktur 

(Sport, Kultur und Zoos) 100,0 Mio. Euro 

(3)  Die  Förderung  für  die  Maßnahmen  der  Investitionsbudgets  nach  Absatz  2  beträgt  

grundsätzlich  75  Prozent  der  nach  dem  LuKIFG  und  der  VV  Bund  förderfähigen  

Ausgaben.  Diese  kann  bei  kommunalen  Trägern  mit  einer  gefährdeten  oder  

weggefallenen  dauernden  Leistungsfähigkeit  (RUBIKON  orange  und  rot)  

ausnahmsweise  auf  bis  zu  90  Prozent  erhöht  werden.  Für  den  zu  erbringenden  

kommunalen  Eigenanteil  werden  im  Kommunalen  Aufbaufonds  Zinszuschüsse  für  

Investitionsdarlehen  zur  Verfügung  gestellt.  

§ 2 Förderfähige Maßnahmen und Ausgaben 

(§ 2 VV-Bund) 

(1)  Der  50.000-Euro-Sockelbetrag  und  die  genannten  Investitionsbudgets  sind  für  

Sachinvestitionen  der  Träger  von  Infrastruktureinrichtungen  zu  verwenden,  sofern  

sie  der  Erfüllung  von  kommunalen  Aufgaben  dienen.  Hierzu  zählen  auch  

Sachinvestitionen  Dritter  in  deren  Infrastruktureinrichtungen,  soweit  diese  der  

Erfüllung  von  kommunalen  Aufgaben  dienen.  Als  solche  Dritte  gelten  auch  

kommunale  Immobiliendienstleister.  

(2)  Unter  Sachinvestitionen  sind  Baumaßnahmen,  der  Erwerb  von  beweglichen  

Sachen,  soweit  sie  nicht  als  sächliche  Verwaltungsausgaben  erfasst  werden,  und  

der  Erwerb  von  unbeweglichen  Sachen  zu  verstehen.  Förderfähig  sind  zudem  der  

Erwerb  von  dauerhaften  Rechten  und  zeitlich  begrenzten  Nutzungsrechten  im  

Bereich  der  Digitalisierung  sowie  die  Entwicklung  von  digitalen  Verfahren  und  ihre  

Beauftragung,  auch  wenn  diese  keine  Investitionen  im  Sinne  von  §  10  Absatz  3  

Nummer  2  Satz  2  des  Haushaltsgrundsätzegesetzes  (HGrG)  vom  19.  August  1969  

(BGBl.  I  S.  1273),  das  zuletzt  durch  Artikel  2  des  Gesetzes  vom  20.  Oktober  2025  

(BGBl.  2025  I  Nr.  247)  geändert  worden  ist,  darstellen.  Förderfähig  sind  auch  

Zuweisungen  und  Zuschüsse  für  die  vorgenannten  Zwecke  nach  den  Sätzen  1  und  

2  sowie  nach  den  Absätzen  3  und  4.  
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(3)  Förderfähig  sind  auch  notwendige  Begleit- oder  Folgemaßnahmen,  wenn  sie  in  

unmittelbarem  zeitlichem  und  sachlichem  Zusammenhang  mit  einer  geförderten  

Sachinvestition  stehen.  Begleit- und  Folgemaßnahmen  sind  nur  bis  zur  Höhe  von  

unter  50  Prozent  der  förderfähigen  Ausgaben  der  nach  dem  LuKIFG  geförderten  

Investitionsmaßnahme  förderfähig.  

(4)  Zu  den  Begleit- und  Folgemaßnahmen  zählen  beispielsweise  die  mit  

Baumaßnahmen  verbundenen  Baunebenkosten  oder  vorbereitende  

Planungsleistungen,  oder  für  die  Durchführung  einer  Investitionsmaßnahme  nötige  

Gutachten  oder  Untersuchungen.  Die  Begleit- und  Folgenmaßnahmen  selbst  

müssen  nicht  zwingend  investiv  im  Sinne  von  Absatz  2  sein.  Sie  müssen  jedoch  

der  geförderten  Investition  zuordenbar  und  für  die  Durchführung  der  Maßnahme  

notwendig  sein.  

(5)  Förderfähig  sind  nur  Investitionsmaßnahmen  mit  einem  

Gesamtinvestitionsvolumen  von  mindestens  50.000  Euro.  Ein  Unterschreiten  des  

Gesamtinvestitionsvolumens  ist  förderunschädlich,  wenn  dies  zum  Zeitpunkt  der  

Bewilligung  oder  des  Beginns  einer  Maßnahme  nicht  vorhersehbar  war.  

(6)  Die  Mittel  können,  soweit  die  anderen  Voraussetzungen  erfüllt  sind,  grundsätzlich  

auch  als  Eigenanteil  für  Investitionsmaßnahmen  eingesetzt  werden,  die  mit  

Förderungen  von  anderen  Stellen  finanziert  werden,  soweit  die  Förderbedingungen  

dies  nicht  ausschließen.   

(7)  Nicht  förderfähig  sind   

1. Personalausgaben als Begleit- oder Folgemaßnahme, wie etwa 

Weiterbildungsmaßnahmen, 

2. in Folge der Investition entstehende laufende Ausgaben, wie etwa 

Ausgaben für Wartung, Instandhaltung, den Betrieb, den Unterhalt und für 

die Begleichung anderer andauernder Verpflichtungen, 

3. Ausgaben der Verwaltung, wie verwaltungseigene Planungen, andere 

Personal- oder Verwaltungsausgaben, 

4. Programmdurchführungsausgaben, sofern es sich nicht um 

Digitalisierungsmaßnahmen nach § 2 Absatz 2 handelt. 
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§ 3 Durchführung 

(§ 3 VV-Bund) 

(1)  Das  Land,  die  Landkreise  und  kreisfreien  Städte  tragen  dafür  Sorge,  dass  die  

Förderbestimmungen  den  Letztempfängern  hinreichend  bekannt  sind.  

(2)  Von  den  Letztempfängern  sind  angemessene  Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen  

durchzuführen,  soweit  sie  vom  LuKIFG  gefordert  werden.  

(3)  Die  Mittelbereitstellung  an  die  Landkreise  und  kreisfreien  Städte  beinhaltet  die  

Ermächtigung,  nach  Maßgabe  dieser  Verwaltungsvereinbarung  zu  bewilligen  und  

zur  Verfügung  gestellte  Mittel  weiterzuleiten.  Die  Landkreise  und  kreisfreien  Städte  

entscheiden  über  die  Regelungen  des  Verfahrens  zur  Weiterleitung  der  Mittel  unter  

Berücksichtigung  dieser  Verwaltungsvereinbarung.  Dabei  ist  insbesondere  darauf  

zu  achten,  dass  eine  Anforderung  von  Auszahlungen  an  Letztempfänger  nur  zur  

Begleichung  fälliger  Rechnungen,  die  innerhalb  von  3  Monaten  benötigt  werden,  

möglich  ist.  

(4)  Die  Landkreise  und  kreisfreien  Städte  stellen  sicher,  dass  bei  der  Durchführung  der  

Maßnahmen,  soweit  diese  staatlichen  Beihilfen  im  Sinne  des  Artikels  107  des  

Vertrags  über  die  Arbeitsweise  der  Europäischen  Union  darstellen,  die  

einschlägigen  unionsrechtlichen  Vorgaben  des  Beihilferechts  eingehalten  werden.  

(5)  Die  Letztempfänger  weisen  die  Förderung  aus  dem  Sondervermögen  Infrastruktur  

und  Klimaneutralität  in  geeigneter  und  öffentlichkeitswirksamer  Weise  unter  

Nutzung  der  Bildwortmarke  des  Bundes  aus.  Bei  Bauarbeiten  hat  die  

Kenntlichmachung  zusätzlich  durch  Bauschilder  zu  erfolgen.   

(6)  Das  Nähere  zur  Auszahlung,  Berichterstattung,  Prüfung  der  zweckentsprechenden  

Verwendung  und  Rückforderung  sowie  zur  technischen  Durchführung  des  

Berichtswesens  regelt  das  Land  durch  gesonderten  Erlass.  Dabei  werden  keine  

Anforderungen  gestellt,  die  über  diese  Verwaltungsvereinbarung  und  über  die  

Pflichten,  die  das  Land  für  seine  Landesinvestitionen  nach  LuKIFG  eingeht,  

hinausgehen.  
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§ 4 Förderzeitraum 

(§ 4 VV-Bund) 

Investitionsmaßnahmen können aus dem Sondervermögen finanziert werden, sofern 

sie 

1. nicht vor dem 1. Januar 2025 begonnen wurden: Maßgeblich für den 

Zeitpunkt des Beginns einer Maßnahme ist in der Regel das Datum des 

ersten Vertrags für die Leistungserbringung der Investitionsmaßnahme. Bei 

Baumaßnahmen ist der Baubeginn vor Ort zugrunde zu legen. 

Vorbereitende Studien- und Planungsleistungen, die vor dem 1. Januar 2025 

begonnen worden sind, stehen der Finanzierung der Investition aus den 

Mittel des Sondervermögens nicht entgegen. 

2. bis zum 31. Dezember 2036 von den für die Durchführung des Gesetzes 

zuständigen Stellen bewilligt wurden: Maßgeblich ist, dass bis zum 31. 

Dezember 2036 eine erstmalige Bewilligung und Mitteleinplanung für eine 

Investitionsmaßnahme der über die Vergabe der Mittel entscheidenden 

Stelle vorliegt. Jede Form der Nachbewilligung neuer Projekte nach dem 31. 

Dezember 2036 ist unzulässig. Nachträgliche Verschiebungen der 

Mittelplanung zwischen den bis zum 31. Dezember 2036 erstmals 

bewilligten Investitionsmaßnahmen sind möglich. 

3. bis zum 31. Dezember 2042 abgeschlossen und vollständig abgenommen 

werden. Sollte aufgrund von nicht vorhersehbaren externen Gründen 

(Rechtsstreitigkeiten, Nachbesserungen, Lieferverzögerungen) ein 

Abschluss einer Investitionsmaßnahme nicht bis zum 31. Dezember 2042 

möglich sein, so besteht die Möglichkeit, stattdessen eine 

Sachstandsaufnahme durchzuführen. Voraussetzung für die Förderfähigkeit 

der bis dahin durchgeführte Maßnahmen ist, dass eine 

Investitionsmaßnahme oder ein selbständiger Abschnitt nach dem 31. 

Dezember 2042 abgeschlossen und damit das Ziel der Unterstützung 

erreicht wird. 
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    § 5 Berichtspflichten 

(1)  Die  Landkreise  und  kreisfreien  Städte  unterrichten  das  Land  unverzüglich  über  die  

für  die  Umsetzung  dieser  Vereinbarung  jeweils  zuständigen  Stellen  

(Ansprechpartnerinnen  oder  Ansprechpartner).  

(2)  Die  Landkreise  und  kreisfreien  Städte  berichten  dem  Land  auf  Grundlage  einer  

zwischen  dem  Land,  den  Landkreisen  und  kreisfreien  Städten  abgestimmten  

Datengrundlage  bis  zur  Etablierung  einer  gemeinsamen  Datenbanklösung,  

quartalsweise  über  den  Fortschritt  der  Maßnahmen.  Damit  wird  sichergestellt,  dass  

das  Land  seine  Berichtspflichten  gegenüber  dem  Bund,  dem  Landtag  und  der  

Öffentlichkeit  erfüllt.  Das  Nähere  zur  Berichterstattung  regelt  das  Land  durch  

Erlass.  Das  Land  stellt  den  Landkreisen  und  kreisfreien  Städten  für  diesen  Bericht  

ein  Formular  zur  Verfügung.   

(3)  Zum  31.  Dezember  2029  berichten  die  Landkreise  und  kreisfreien  Städte  dem  Land  

zudem  einmalig  darüber,  welcher  Anteil  der  ihnen  nach  §  1  zustehenden  Mittel  

durch  bewilligte  Maßnahmen  gebunden  ist.  

(4)  Dem  Land  ist  vorbehalten,  die  zu  berichtenden  Angaben  gemäß  Absatz  3  unter  

Berücksichtigung  eines  möglichst  geringen  bürokratischen  Aufwandes  zu  

erweitern,  soweit  der  Bund  seine  Anforderungen  an  das  Berichtswesen  ändert.  

(5)  Das  Land  behält  sich  vor,  eine  Evaluierung  des  Programms  vorzunehmen  und  die  

dazu  erforderlichen  Daten  zu  verarbeiten.  

(6)  Die  Landkreise  und  kreisfreien  Städte  teilen  dem  Land  einschlägige  

Prüfbemerkungen  ihrer  Rechnungsprüfungsbehörde  mit,  sofern  es  für  die  

Umsetzung  dieser  Verwaltungsvereinbarung  relevant  ist.  Eine  Prüfpflicht  der  

Rechnungsprüfungsbehörde  wird  hierdurch  nicht  begründet.  

(7)  Die  Landkreise  und  kreisfreien  Städte  teilen  dem  Land  die  Höhe  der  im  

kommenden  Jahr  und  im  Finanzplanzeitraum  voraussichtlich  jährlich  benötigten  

Haushaltsmittel  bis  zum  15.  Juli  eines  jeden  Jahres  mit.  

(8)  Die  Angaben  aus  den  Berichten  können  auf  der  Internetseite  der  Landesregierung  

veröffentlicht  werden.  
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§ 6 Sicherstellung der zweckentsprechenden Mittelverwendung 

(1)  Die  Landkreise  und  kreisfreien  Städte  stellen  die  zweckentsprechende  

Mittelverwendung  gemäß  §§  3,  4  und  7  LuKIFG  sicher.  

(2)  Das  Land  behält  sich  vor,  abgeschlossene  Investitionsmaßnahmen  im  Rahmen  

von  Stichproben  auszuwählen,  die  dann  durch  den  jeweiligen  Landkreis  und  der  

jeweiligen  kreisfreien  Stadt  anhand  der  §§  3,  4,  und  7  LuKIFG  zu  prüfen  sind.  Den  

damit  verbundenen  eigenen  Prüf- und  Verwaltungsaufwand  tragen  die  Landkreise  

und  kreisfreien  Städte.  

(3)  Die  Prüfungsrechte  des  Bundesrechnungshofes  und  Landesrechnungshofes  sind  

zu  beachten  und  bei  Weiterleitung  der  Mittel  an  Letztempfänger  entsprechend  zu  

sichern.  

§ 7 Auszahlung 

(1)  Die  Landkreise  und  kreisfreien  Städte  dürfen  die  Auszahlung  nur  anfordern,  wenn  

die  Mittel  zur  Begleichung  fälliger  Rechnungen  oder  Mittelanforderungen  von  

Letztempfängern  innerhalb  von  drei  Monaten  benötigt  werden.  Die  Landkreise  und  

kreisfreien  Städte  fordern  dazu  für  ihren  jeweiligen  Zuständigkeitsbereich  beim  

Land  zu  definierten  Stichtagen  die  erforderlichen  Mittel  nach  Satz  1  an.  Sie  sind  für  

den  korrekten  Mittelabruf  verantwortlich.  Eine  inhaltliche  Prüfung  der  Mittelabrufe  

durch  das  Land  erfolgt  grundsätzlich  nicht.  Die  Landkreise  und  kreisfreien  Städte  

leiten  die  Mittel  unverzüglich  nach  Erhalt  an  die  Letztempfänger  weiter.  Es  gilt  §  8  

Absatz  6  Gemeindehaushaltsverordnung-Doppik  (GemHVO-Doppik)  vom  25.  

Februar  2008,  zuletzt  geändert  durch  Verordnung  vom  27.  Januar  2025  (GVOBl.  

M-V  S.  54).   

(2)  Kommt  ein  Landkreis  oder  eine  kreisfreie  Stadt  den  Berichtspflichten  zur  

Durchführung  dieses  Gesetzes,  wiederholten  Auskunftsersuchen  oder  einer  

Rückforderung  des  Landes  nicht  spätestens  einen  Monat  nach  der  vom  Land  

gesetzten  Frist  nach,  so  ist  das  Land  berechtigt,  die  Auszahlungen  vorrübergehend  

auszusetzen.  

(3)  Eine  Verrechnung  der  aufgrund  von  zweckwidriger  Mittelverwendungen  oder  

sonstigen  Gründen  an  das  Land  zurückzuerstattenden  Mittel  mit  Abrufen  für  andere  

Maßnahmen  ist  unzulässig.  
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    Abschnitt 1 – 50.000-Euro-Sockelbetrag 

     § 9 Verteilung der Mittel 

              

§ 8 Rückforderung und Zinsen 

(1)  Das  Land  kann  von  den  Landkreisen  und  kreisfreien  Städten  bereits  ausgezahlte  

Mittel  ganz  oder  teilweise  zurückfordern,  wenn  eine  geförderte  Maßnahme  

1. nicht zweckentsprechend gemäß § 3 Absatz 1 bis 5 LuKIFG durchgeführt 

wurde oder 

2. nicht innerhalb des Förderzeitraums durchgeführt oder abgerechnet wurde. 

(2)  Rückforderungen  nach  Absatz  1  sind  nur  bis  zum  Ende  des  Jahres  2045  möglich,  

es  sei  denn,  es  werden  dem  Land  erst  nachträglich  Informationen  bekannt,  die  eine  

Rückforderung  begründen.  Rückforderungen  werden  nicht  erhoben,  wenn  der  

zurückzufordernde  Betrag  1.000  Euro  unterschreitet.  

(3)  Das  Land  kann  für  Rückforderungen  nach  Absatz  1  und  für  zu  früh  abgerufene  

Mittel  Zinsen  erheben,  soweit  es  selbst  zu  einer  Zinszahlung  gemäß  §  8  Absatz  3  

LuKIFG  verpflichtet  ist.  

(4)  Bestehen  tatsächliche  Anhaltspunkte,  die  eine  Rückforderung  möglich  erscheinen  

lassen,  haben  das  Land,  der  Landesrechnungshof,  der  Bund  sowie  der  

Bundesrechnungshof  ein  Recht  auf  einzelfallbezogene  Informationsbeschaffung  

einschließlich  örtlicher  Erhebungsbefugnisse.  

(5)  Die  Landkreise  und  kreisfreien  Städte  nehmen  die  Rechte  der  Absätze  1  bis  4  

gegenüber  den  Letztempfängern  wahr.  

B. Besonderer Teil 

(1)  Die  Budgets  für  den  50.000-Euro-Sockelbetrag  werden  Anhand  der  Anzahl  der  

Gemeinden  in  den  Landkreisen  und  kreisfreien  Städten  verteilt  und  für  die  

kreisangehörigen  Gemeinden  den  Landkreisen  bereitgestellt.  Jede  kreisfreie  Stadt  

erhält  einen  Betrag  in  Höhe  von  50.000  Euro.   

(2)  Daraus  ergeben  sich  für  die  einzelnen  Landkreise  und  kreisfreien  Städte  folgende  

Anteile:  

1. Hanse- und Universitätsstadt Rostock 50.000,00 Euro 
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        Abschnitt 2 - Öffentliche allgemein bildende Schulen 

     § 11 Verteilung der Mittel 

2. Landeshauptstadt Schwerin 50.000,00 Euro 

3. Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 7.300.000,00 Euro 

4. Landkreis Rostock 5.600.000,00 Euro 

5. Landkreis Vorpommern-Rügen 5.050.000,00 Euro 

6. Landkreis Nordwestmecklenburg 4.150.000,00 Euro 

7. Landkreis Vorpommern-Greifswald 6.900.000,00 Euro 

8. Landkreis Ludwigslust-Parchim 7.100.000,00 Euro 

(3)  Die  Landkreise  stellen  den  kreisangehörigen  Gemeinden  ohne  gesonderten  Antrag  

und  ohne  Einreichung  von  Projektlisten  jeweils  50.000  Euro  als  Budgets  mittels  

Förderbescheid  zur  Verfügung.   

(4)  Abweichend  von  §  1  Absatz  3  ist  bei  der  Nutzung  des  50.000-Euro-Sockelbetrags  

kein  Eigenanteil  zu  erbringen.  

§ 10 Förderfähige Maßnahmen und Ausgaben 

(1)  Der  50.000-Euro-Sockelbetrag  kann  für  eine  oder  mehrere  Maßnahmen  verwendet  

werden,  die  die  Anforderungen  aus  §  2  und  §  4  sowie  die  Anforderungen  aus  

§  3  Absatz  1  bis  5  LuKIFG  erfüllen.  Insbesondere  ist  darauf  zu  achten,  dass  eine  

einzelne  Maßnahme  ein  Gesamtinvestitionsvolumen  von  50.000  Euro  erreichen  

muss.  

(2)  Der  50.000-Euro-Sockelbetrag  kann  auch  zur  Erbringung  des  kommunalen  

Eigenanteils  (vergleiche  §  1  Absatz  3)  bei  Investitionsmaßnahmen  verwendet  

werden,  die  aus  den  Investitionsbudgets  dieser  Verwaltungsvereinbarung  

finanziert werden.   

(1)  Das  Investitionsbudget  wird  anhand  von  Schülerzahlen  auf  die  Landkreise  und  

kreisfreien  Städte  verteilt.  

(2)  Die  insgesamt  verfügbaren  540  Mio.  Euro  des  Investitionsbudgets  werden  in  ein  

Grundbudget  und  ein  Aufstockungsbudget  aufgeteilt.  90  Prozent  des  
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Investitionsbudgets  werden  auf  Grundlage  der  Schülerzahlen  der  amtlichen  

Schulstatistik  2024/2025  als  Grundbudgets  verteilt.  

(3)  Aus  der  Verteilung  des  Grundbudgets  ergeben  sich  für  die  einzelnen  Landkreise  

und  kreisfreien  Städte  folgende  Anteile:  

1. Hanse- und Universitätsstadt Rostock 54.690.370,00 Euro 

2. Landeshauptstadt Schwerin 29.179.717,00 Euro 

3. Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 80.136.658,00 Euro 

4. Landkreis Rostock 68.597.576,00 Euro 

5. Landkreis Vorpommern-Rügen 65.673.844,00 Euro 

6. Landkreis Nordwestmecklenburg 51.180.540,00 Euro 

7. Landkreis Vorpommern-Greifswald 67.611.706,00 Euro 

8. Landkreis Ludwigslust-Parchim 68.929.587,00 Euro 

(4)  Aus  den  übrigen  10  Prozent  werden  nach  Neuberechnung  anhand  der  

Schülerzahlen  der  amtlichen  Schulstatistik  2029/2030  Aufstockungsbudgets  

ermittelt.  Diese  erhöhen  ab  30.06.2030  die  Grundbudgets  der  Landkreise  und  

kreisfreien  Städte.  

§ 12 Förderfähige Maßnahmen und Ausgaben 

(1) Die Mittel sind zu verwenden für die Verbesserung der Bildungsinfrastruktur durch 

1. Schaffung moderner und funktionaler Lernumgebungen, 

2. Verbesserung der Gemeinschafts- und Pausenflächen, 

3. Umgestaltung oder Erweiterung von Lern- und Gemeinschaftsflächen, 

4. Steigerung der Energieeffizienz und Nachhaltigkeit von Schulgebäuden, 

5. Schaffung von Rahmenbedingungen für Inklusion und digitale Bildung, 

6. Beseitigung baulicher Mängel und Modernisierung veralteter 

Bildungsbauten unter Berücksichtigung der Schaffung von Strukturen zur 

Unterstützung moderner Pädagogik, 
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 Schaffung/Sanierung  von  Mensen,  um  allen  Schülerinnen  und  Schülern  die  

Möglichkeit  für  eine  Verpflegung  zu  geben  

7. zukunftsorientierte Schulentwicklung, 

8. bauliche Maßnahmen zur Umsetzung digitaler Lernkonzepte hin zu einer 

Kultur der Digitalität, 

9. bauliche Maßnahmen zur flächendeckenden Schaffung der 

Voraussetzungen für digitales Lehren und Lernen. 

Die Parteien dieser Vereinbarung gehen davon aus, dass diese Zwecke vom 

Bildungsinfrastrukturbegriff des LuKIFG umfasst sind. 

(2) Förderfähig sind zum Beispiel folgende Maßnahmen: 

1. Sanierung, Ersatz-/Neubau und Erweiterung von allgemein bildenden 

Schulen 

2. Unterstützung der Verbindung von Grundschulen mit Regionalen Schulen 

oder Gesamtschulen zu einem Schulcampus 

3. Schulsportanlagen 

4. energetische Maßnahmen 

5. Maßnahmen zur Barrierefreiheit und Inklusion 

6. technische Ausstattung im Zusammenhang mit der digitalen 

Bildungsinfrastruktur (zum Beispiel Netzwerkverkabelung) 

7. bauliche Investitionen in die digitale Bildungsinfrastruktur 

8. Schulhöfe und Außenanlagen 

9. Maßnahmen mit Bezug zur Sozialraumorientierung 

10.

(3) Eine Förderung ist nur möglich, wenn die Bestandsfähigkeit der Schule ab dem 

Jahr der Bewilligung für 10 Schuljahre durch den Träger der 

Schulentwicklungsplanung auf Grundlage von Schülerzahlprognosen und der 

Einwohnerzahlprognose des Landes bestätigt wurde. 
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   § 13 Verfahren 

(1)  Die  Landkreise  und  kreisfreien  Städte  erstellen  priorisierte  Projektlisten  zur  

Verteilung  des  Investitionsbudgets  für  öffentliche  allgemein  bildende  Schulen.  Sie  

bestimmen  durch  Beschluss  der  jeweiligen  kommunalen  Vertretung  das  Verfahren  

zur  Erstellung  der  priorisierten  Projektlisten  und  zur  Verteilung  des  

Investitionsbudgets.  Dies  kann  durch  einen  Beschluss  zur  entsprechenden  

Anwendung  der  Satzung  zur  Umsetzung  des  §  10a  Finanzausgleichsgesetz  

Mecklenburg-Vorpommern  (FAG  M-V)  vom  09.April  2020,  zuletzt  geändert  durch  

Artikel  3  des  Gesetzes  vom  15.  Mai  2025  (GVOBl.  M-V  S.  214)  in  den  jeweiligen  

Landkreisen  erfolgen.  Bei  der  Verteilung  des  Investitionsbudgets  und  bei  der  

Erstellung  der  priorisierten  Projektlisten  sind  die  kreisangehörigen  kommunalen  

Schulträger  angemessen,  orientiert  am  Verhältnis  der  Schülerzahlen  von  Schulen  

in  Trägerschaft  des  Landkreises  und  seiner  kreisangehörigen  Schulträger,  zu  

beteiligen.  Voraussetzung  für  die  Aufnahme  von  baulichen  Maßnahmen  in  die  

priorisierten  Projektlisten  ist  das  Vorliegen  der  Leistungsphase  3  HOAI.  

Investitionen,  die  ohne  die  Förderung  besonders  schwer  umzusetzen  wären,  sowie  

Campuslösungen  (beispielsweise  Maßnahmen,  die  begleitend  bei  einer  

organisatorischen  Zusammenführung  von  mehreren  Schulen  der  gleichen  Schulart  

zu  einer  Schule  erfolgen  oder  der  Verbindung  von  gleichen  oder  unterschiedlichen  

Schularten  zu  einem  Schulzentrum  dienen)  sind  prioritär  zu  berücksichtigen.  Die  

aufgestellten  Projektlisten  sind  der  Lenkungsgruppe  nach  Absatz  2  zur  

Zustimmung  vorzulegen.  

(2)  Die  beim  für  Bildung  zuständigen  Ministerium  eingerichtete  Lenkungsgruppe,  die  

sich  aus  je  einem  Vertreter  des  für  Bildung  zuständigen  Ministeriums,  des  für  

Finanzen  zuständigen  Ministeriums,  des  für  Kommunalangelegenheiten  

zuständigen  Ministeriums,  des  Städte- und  Gemeindetages  Mecklenburg-

Vorpommern  e.  V.  und  des  Landkreistages  Mecklenburg-Vorpommern  e.  V.  

zusammensetzt,  entscheidet  zeitnah  durch  einstimmigen  Beschluss  über  die  

priorisierten  Projektlisten.  Die  Zustimmung  zu  einer  priorisierten  Projektliste  kann  

versagt  werden,  wenn  die  Finanzierung  der  Maßnahme  anderweitig  wirtschaftlich  

gesichert  werden  kann,  die  Bestandsfähigkeit  der  Schule  nicht  gesichert  ist  oder  

eine  angemessene  Beteiligung  kreisangehöriger  kommunaler  Schulträger  an  den  

Zuweisungsbeträgen  nicht  vorgesehen  ist.   

13 



 

 
 

    

        

           

        

     

       Abschnitt 3 – Verkehrsinfrastruktur, ÖPNV und Energie 

     § 15 Verteilung der Mittel 

          

            

        

          

          

         

         

         

         

           

         

(3)  Die  Mittel  sind  nachrangig  zu  anderen  Förderprogrammen  einzusetzen.  Ein  

Negativattest  ist  nicht  erforderlich  Die  Prüfung  alternativer  Förderwege  erfolgt  

durch  die  Schulbau-AG  des  Landes.  

§ 14 Sonstige Förderbestimmungen 

Die Letztempfänger müssen die jeweils aktuellen Schulbauempfehlungen des 

Landes bei der Planung und Umsetzung von geförderten Neubauten und, soweit 

technisch und flächenmäßig möglich, auch bei Bestandsbauten (insbesondere 

bezüglich der Partizipationsprozesse) anwenden. 

(1)  Das  Investitionsbudget  für  Verkehrsinfrastruktur,  ÖPNV  und  Energie  beträgt  

141,2  Mio.  Euro.  

(2)  Davon  werden  140  Mio.  Euro  als  Grundbudgets  wie  folgt  verteilt:  

1. Hanse- und Universitätsstadt Rostock 15.347.397,24 Euro, 

2. Landeshauptstadt Schwerin 7.835.461,80 Euro, 

3. Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 23.668.334,66Euro, 

4. Landkreis Rostock 19.258.962,95Euro, 

5. Landkreis Vorpommern-Rügen 19.900.022,43 Euro, 

6. Landkreis Nordwestmecklenburg 14.027.026,41 Euro, 

7. Landkreis Vorpommern-Greifswald 18.987.533,80 Euro, 

8. Landkreis Ludwigslust-Parchim 20.975.260,71 Euro. 

.   

(3)  Die  übrigen  1,2  Mio.  Euro  werden  als  Aufstockungsbudget  wie  folgt  verteilt:  

1. Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 231.210,34 Euro, 

2. Landkreis Rostock 185.260,29 Euro, 

3. Landkreis Vorpommern-Rügen 250.131,68 Euro, 
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4. Landkreis Nordwestmecklenburg 154.664,34 Euro, 

5. Landkreis Vorpommern-Greifswald 182.902,90 Euro, 

6. Landkreis Ludwigslust-Parchim 195.830,45 Euro. 

(4)  Die  Landkreise  stellen  von  den  Mitteln  nach  Absatz  2  (Grundbudget)  50  Prozent  

den  jeweiligen  kreisangehörigen  Gemeinden  als  Budgets  zur  Verfügung.  Für  

amtsangehörige  Gemeinden  werden  die  Budgets  auf  Amtsebene  gebündelt.  Das  

Aufstockungsbudget  nach  Absatz  3  verbleibt  bei  den  Landkreisen.  

(5)  Die  Weiterleitung  an  die  amtsfreien  Gemeinden  und  an  die  Ämter  für  ihre  jeweiligen  

amtsangehörigen  Gemeinden  erfolgt  hälftig  nach  der  Einwohnerzahl  zum  Stichtag  

30.06.2025  und  den  gewichteten  Gesamtstraßenlängen  des  Jahres  2025  gemäß  

§  8a  Absatz  5  Kommunalabgabengesetz  vom  12.  April  2005,  zuletzt  geändert  

durch  Gesetz  vom  26.  Mai  2023  (GVOBl.  M-V  S.  650).   

(6)  Wenn  bei  den  verfügbaren  Mitteln  des  Investitionsbudgets  dieses  Abschnitts  kein  

oder  nur  ein  teilweiser  Finanzierungsbedarf  festgestellt  wird,  können  diese  Mittel  

ganz  oder  teilweise  zusätzlich  für  die  Zwecke  der  Investitionsbudgets  nach  

§  1  Absatz  2  Nummer  1  und  3  eingesetzt  werden.   

§ 16 Verfahren 

(1)  Die  amtsfreien  Gemeinden  beschließen  Projektlisten  unter  Beachtung  der  

Voraussetzung  der  VV  Bund  und  dieser  Verwaltungsvereinbarung  selbst.  

(2)  Die  Budgets  für  amtsangehörigen  Gemeinden  sind  als  Gesamtsumme  je  Amt  und  

amtsfreier  Gemeinde  durch  den  jeweiligen  Landkreis  zu  beziffern,  ein  zusätzlicher  

Einzelausweis  je  Gemeinde  soll  deklaratorisch  erfolgen.  Die  Budgetmitteilung  der  

Landkreise  erfolgt  innerhalb  von  2  Monaten  nach  Abschluss  dieser  

Verwaltungsvereinbarung   

(3)  Die  Amtsausschüsse  beschließen  mit  den  Stimmen  aller  Mitglieder  für  ihre  

amtsangehörigen  Gemeinden  die  Projektlisten  im  Rahmen  des  verfügbaren  

Investitionsbudgets.  Das  Land  wirkt  darauf  hin,  dass  §  127  Absatz  3  der  

Kommunalverfassung  für  das  Land  Mecklenburg-Vorpommern  (rückwirkend)  zum  

01.01.2026  entsprechend  geändert  wird.  Bei  der  Priorisierung  der  Projekte  sind  die  
15 



 

 
 

      Abschnitt 4 – Sonstige gesellschaftliche Infrastruktur 

     § 17 Verteilung der Mittel 

          

            

         

           

         

           

        

        

Bedarfe  aller  amtsangehörigen  Gemeinden  angemessen  zu  berücksichtigen.  Die  

Landkreise  erlassen  auf  Grundlage  der  Projektlisten  entsprechende  

Förderbescheide  für  die  jeweiligen  Einzelprojekte  gegenüber  den  projekttragenden  

kommunalen  Körperschaften  als  Fördermittelempfänger  (Letztempfänger),  soweit  

die  Bewilligungsvoraussetzungen  entsprechend  vorliegen.  Eine  Prüfung  der  

Projektlisten  durch  die  Landkreise  ist  auf  die  Vereinbarkeit  der  ausgewählten  

Projekte  mit  dieser  Verwaltungsvorschrift,  das  Verfahren  der  Beschlussfassung  im  

Amtsausschuss  und  die  Einhaltung  der  Zweckbestimmung  der  Investitionsbudgets  

zu  beschränken.  Eine  Beratung  zu  alternativen  Förderwegen  kann  im  Bedarfsfall  

durch  die  Landkreise  vorgenommen  werden.   

(1)  Das  Investitionsbudget  für  die  Sonstige  gesellschaftliche  Infrastruktur,  das  heißt  für  

Sport,  Kultur  und  Zoos,  beträgt  100  Mio.  Euro.   

(2)  Das  Investitionsbudget  wird  nach  Einwohnerzahlen  verteilt.  Grundlage  sind  die  

amtlichen  Einwohnerzahlen  zum  Stichtag  30.06.2025.  

(3)  Daraus  ergeben  sich  für  die  einzelnen  Landkreise  und  kreisfreien  Städte  folgende  

Budgets:  

1. Hanse- und Universitätsstadt Rostock 13.035.425,65 Euro, 

2. Landeshauptstadt Schwerin 6.242.032,05 Euro, 

3. Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 15.619.319,70 Euro, 

4. Landkreis Rostock 13.928.855,63 Euro, 

5. Landkreis Vorpommern-Rügen 13.701.340,94 Euro, 

6. Landkreis Nordwestmecklenburg 9.969.998.13 Euro, 

7. Landkreis Vorpommern-Greifswald 14.282.647,02 Euro, 

8. Landkreis Ludwigslust-Parchim 13.220.380,88 Euro. 
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(4)  Die  Landkreise  stellen  hiervon  65  Prozent  den  jeweiligen  kreisangehörigen  

Gemeinden  als  Budgets  zur  Verfügung.  Für  amtsangehörige  Gemeinden  werden  

die  Budgets  auf  Amtsebene  gebündelt.  

(5)  Die  Weiterleitung  an  die  amtsfreien  Gemeinden  und  an  die  Ämter  für  ihre  jeweiligen  

amtsangehörigen  Gemeinden  erfolgt  nach  den  amtlichen  Einwohnerzahlen  zum  

Stichtag  30.06.2025.  

(6)  Wenn  bei  den  verfügbaren  Mitteln  des  Investitionsbudgets  dieses  Abschnitts  kein  

oder  nur  ein  teilweiser  Finanzierungsbedarf  festgestellt  wird,  können  diese  Mittel  

ganz  oder  teilweise  zusätzlich  für  die  Zwecke  der  Investitionsbudgets  nach  

§  1  Absatz  2  Nummer  1  und  2  eingesetzt  werden.  

§ 18 Verfahren 

(1)  Die  amtsfreien  Gemeinden  beschließen  Projektlisten  unter  Beachtung  der  

Voraussetzung  der  VV  LuKIFG  und  dieser  Verwaltungsvereinbarung  selbst.  

(2)  Die  Budgets  für  amtsangehörigen  Gemeinden  sind  als  Gesamtsumme  je  Amt  und  

amtsfreier  Gemeinde  durch  den  jeweiligen  Landkreis  zu  beziffern,  ein  zusätzlicher  

Einzelausweis  je  Gemeinde  soll  deklaratorisch  erfolgen.  Die  Budgetmitteilung  der  

Landkreise  erfolgt  innerhalb  von  2  Monaten  nach  Abschluss  dieser  

Verwaltungsvereinbarung.  

(3)  Die  Amtsausschüsse  beschließen  mit  den  Stimmen  aller  Mitglieder  für  ihre  

amtsangehörigen  Gemeinden  die  Projektlisten  im  Rahmen  des  verfügbaren  

Investitionsbudgets.  Das  Land  wirkt  darauf  hin,  dass  §  127  Absatz  3  der  

Kommunalverfassung  für  das  Land  Mecklenburg-Vorpommern  (rückwirkend)  zum  

01.01.2026  entsprechend  geändert  wird.  Bei  der  Priorisierung  der  Projekte  sind  die  

Bedarfe  aller  amtsangehörigen  Gemeinden  angemessen  zu  berücksichtigen.  Die  

Landkreise  erlassen  auf  Grundlage  der  Projektlisten  entsprechende  

Förderbescheide  für  die  jeweiligen  Einzelprojekte  gegenüber  den  projekttragenden  

kommunalen  Körperschaften  als  Fördermittelempfänger  (Letztempfänger),  soweit  

die  Bewilligungsvoraussetzungen  entsprechend  vorliegen.  Eine  Prüfung  der  

Projektlisten  durch  den  Landkreis  ist  auf  die  Vereinbarkeit  der  ausgewählten  

Projekte  mit  dieser  Verwaltungsvorschrift,  das  Verfahren  der  Beschlussfassung  im  

Amtsausschuss  und  die  Einhaltung  der  Zweckbestimmung  der  Investitionsbudgets  
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zu  beschränken.  Eine  Beratung  zu  alternativen  Förderwegen  kann  im  Bedarfsfall  

durch  die  Landkreise  vorgenommen  werden.   

(4)  Über  die  Verwendung  des  Anteils  der  Budgets  auf  Gemeinde- und  Ämterebene,  

der  nach  zwei  Jahren  nach  Projektaufruf  nicht  mit  Projekten  unterlegt  ist,  

entscheidet  ein  durch  Beschluss  des  jeweiligen  Kreistages  eingesetztes  Gremium  

unter  angemessener  Beteiligung  der  gemeindlichen  Ebene  in  Anlehnung  an  

§  10a  FAG  M-V.  Bei  der  Auswahl  der  Maßnahmen  im  Bereich  Sport  sind  die  

Kreissportbünde  und  den  Landessportbund  in  die  Projektauswahl  anzuhören.  

Hierzu  werden  die  Kommunalen  Landesverbände  dem  Land  einen  Vorschlag  zur  

Verteilung  der  nicht  mit  Projekten  unterlegten  Mittel  innerhalb  der  Landkreise  

unterbreiten.  

§ 19 Salvatorische Klausel 

Wenn einzelne Bestimmungen dieser Verwaltungsvereinbarung unwirksam sind 

bleibt die Verwaltungsvereinbarung im Übrigen gültig. Die Parteien verpflichten 

sich, anstelle der unwirksamen Bestimmung eine solche zu vereinbaren, die dem 

Zweck der ursprünglichen Regelung möglichst nahekommt. Gleiches gilt für 

Regelungslücken. 

§ 20 Inkrafttreten und Laufzeit 

Diese Vereinbarung wird für den jeweiligen Landkreis bzw. die kreisfreie Stadt mit 

Unterschrift wirksam. Sie tritt mit dem Außerkrafttreten des Gesetzes zur 

Finanzierung von Infrastrukturinvestitionen von Ländern und Kommunen außer 

Kraft. 

Anlage   Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern zur 

Durchführung des Gesetzes zur Finanzierung von 

Infrastrukturinvestitionen von Ländern und Kommunen „Länder-und 

Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz (LuKIFG)“ 
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1 Ministerium für Finanzen und 
Digitalisierung 

Mecklenburg-Vorpommern 

Ministerium für Finanzen und Digitalisierung Mecklenburg-Vorpommern 
Postfach, 19048 Schwerin 

An die Beauftragten für den Haushalt 

Landtag 
Mecklenburg-Vorpommern 

Landesrechnungshof  
Mecklenburg-Vorpommern  

Ministerpräsidentin  -Staatskanzlei- 
Mecklenburg-Vorpommern  

Ministerium  für  Inneres  und  Bau  
Mecklenburg-Vorpommern  

Ministerium  für  Justiz,  Gleichstellung  und   
Verbraucherschutz  
Mecklenburg-Vorpommern  

Ministerium  für  Finanzen  und  Digitalisierung  
Mecklenburg-Vorpommern  

Ministerium  für  Wirtschaft,  Infrastruktur,   
Tourismus  und  Arbeit  
Mecklenburg-Vorpommern  

Ministerium  für  Klimaschutz,  Landwirtschaft,  
ländliche  Räume  und  Umwelt  
Mecklenburg-Vorpommern  

Ministerium  für  Bildung  und  Kindertagesförderung  
Mecklenburg-Vorpommern  

Ministerium  für  Wissenschaft,  Kultur,   
Bundes- und  Europaangelegenheiten  
Mecklenburg-Vorpommern  

Ministerium  für  Soziales,  Gesundheit  und  Sport  
Mecklenburg-Vorpommern  

Landesverfassungsgericht 
Mecklenburg-Vorpommern 

für  den  Einzelplan  11:  IV  200-1  

für  den  Einzelplan  12:  IV  410  

für  den  Einzelplan  15:  IV  201  

nachrichtlich:  

IV 2, IV 200, IV 201, IV 210, IV 220, IV 230, 
IV 240, IV 250, IV 270, IV 280 P-Soz 

IV 1, IV 3, IV 4, IV 5 

Bearbeiter: Katy Klatt 
Telefon: 0385 / 588-14292 
AZ: IV-H 1200-20262-2026/008-003 

(bitte bei Antwort angeben) 

E-Mail: Katy.Klatt@fm.mv-regierung.de 

Schwerin, 25. Februar 2026 

Verwaltungsvorschriften zur Haushalts- und Wirtschaftsführung der Landesverwaltung 
im Haushaltsjahr 2026; 2. Bewirtschaftungserlass 2026 

mailto:Katy.Klatt@fm.mv-regierung.de


 

 

 

 
   

      
       

       
       
 

           
 

 
            

      
 
 

         
   

 
  

 
          

        
           

        
  

 
            

            
     

        
        

      
           
       

    
 

           
            

              
 

      
 
           

         
         

  
         
 
           

            
       

           
         

 

Anlagenverzeichnis 

Anlage  1  VV LuKIFG Bund 
Anlage  2  Auszug Einzelplan 11 – Kapitel 1197 
Anlage  3  Meldung der Fälligkeit von Rückzahlungen und Zinsen 
Anlage  4  Tabelle Berichtswesen/Monitoring – ausschließlich verfügbar über den Nextcloud-

Ordner „LuKIFG – MV Plan 2035“ 

I. Bewirtschaftung von Mitteln des Bundes aus dem Sondervermögen "Infrastruktur und 
Klimaneutralität" 

Nummer 3.6.9 des 1. Bewirtschaftungserlasses 2026 vom 19. Dezember 2025 (AZ: IV-H 1200-
20261-2026/001-003) wird um folgende Nummern ergänzt: 

3.6.9 Bewirtschaftung von Mitteln des Bundes aus dem Sondervermögen 
"Infrastruktur und Klimaneutralität" 

3.6.9.1 Allgemeines 

Dieser Bewirtschaftungserlass regelt in Ergänzung der Nummer 3.6.9 der 
Verwaltungsvorschrift zur Haushalts- und Wirtschaftsführung der Landesverwaltung im 
Haushaltsjahr 2026 1. Bewirtschaftungserlass 2026 vom 19. Dezember 2025 (AZ: IV-H 
1200-20261-2026/001-003) die Haushalts- und Wirtschaftsführung der Mittel des Länder-
und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz (LuKIFG). 

Grundlagen der Haushalts- und Wirtschaftsführung sind die Regelungen des mit Wirkung 
vom 01. Januar 2025 in Kraft getretenen Gesetzes zur Errichtung eines Sondervermögens 
Infrastruktur und Klimaneutralität (SVIKG), des Länder-und-Kommunal-
Infrastrukturfinanzierungsgesetzes (LuKIFG), die zwischen Bund und Ländern getroffene 
Verwaltungsvereinbarung zur Durchführung des LuKIFG (Anlage 1), das 
Haushaltsgesetz 2026/2027 sowie Verwaltungsvereinbarung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern zur Durchführung des MV-Plans 2035 im Rahmen des Gesetzes zur 
Finanzierung von Infrastrukturinvestitionen von Ländern und Kommunen „Länder-und-
Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz“ (VV MV-Plan 2035). 

Der Anteil der LuKIFG-Mittel für das Land Mecklenburg-Vorpommern beträgt 1.925 
Millionen Euro für den Förderzeitraum 2025 bis 2036. Die landesinterne Verteilung der 
Mittel sind dem Auszug des Einzelplans 11 – Kapitel 1197 zu entnehmen (Anlage 2). 

3.6.9.2 Ermächtigung aus den Kapiteln xx97 

Die im Haushaltsplan 2026/2027 eingerichteten Kapitel xx97 mit den entsprechenden 
Ausgabeermächtigungen sind ausschließlich für die Bewirtschaftung und den Nachweis 
über die Verwendung der Bundesmittel für „Maßnahmen aus dem Länder-und-Kommunal-
Infrastrukturfinanzierungsgesetz“ vorgesehen. 
Diese sind in den zuständigen Ressorts zu bewirtschaften. 

Gemäß Haushaltsvermerk sind alle Titel innerhalb des Kapitels deckungsfähig. Aufgrund 
der politisch festgelegten Investitionsfelder im M-V Plan 2035 (Anlage 2) bedarf eine 
Inanspruchnahme der titel- und maßnahmegruppenübergreifender Deckungsfähigkeit der 
Einwilligung des für Finanzen zuständigen Ministeriums. Hierzu bedarf es eines formlosen 
Antrages an das zuständige Referat in der Haushaltsabteilung (Spiegelreferat). 
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Sind für den besonderen Nachweis im Rahmen des LuKIFG im Kapitel xx97 zusätzliche 
Titel oder Maßnahmegruppen erforderlich, ist das für Finanzen zuständige Ministerium 
ermächtigt zusätzliche Maßnahmegruppen und Titel in den Einzelplänen einzurichten 
sowie zusätzliche Verpflichtungsermächtigungen auszubringen. Hierzu ist ein 
entsprechender Antrag auf Einrichtung eines Titels / Maßnahmegruppe beim 
Spiegelreferat an das für Finanzen zuständigen Ministerium zu stellen. Die Einrichtung 
der Titel erfolgt als Leertitel (ohne Ansatz) und mit der Ermächtigungsart „ohne 
Mittelkontrolle“. 

3.6.9.3 Mittelbereitstellung/-bewirtschaftung 

Die dem Land Mecklenburg-Vorpommern gemäß § 1 in Verbindung mit § 2 Absatz 1 
LuKIFG zur Verfügung gestellten Bundesmittel werden im zuständigen Ressorteinzelplan 
im Kapitel xx97 „Maßnahmen aus dem Länder-und-Kommunal-
Infrastrukturfinanzierungsgesetz“ bewirtschaftet. 

Die  Bundesmittel  aus  dem  Sondervermögen  werden  im  Einzelplan  11  „Allgemeine  
Finanzverwaltung“,  Kapitel  1197  vereinnahmt.  Die  Bundesmittel  dienen  zur  Deckung  der  
Ausgaben  bei  den  in  den  Einzelplänen  im  Kapitel  xx97  gebuchten  Ausgaben.  

3.6.9.3.1 Jahresabschluss 

Bei der Bewirtschaftung der Mittel des Sondervermögens „Infrastruktur und 
Klimaneutralität“ sind die Termine und Regelungen des Bundes und des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern zum Jahresabschluss für das Haushaltsjahr zu beachten. Zur 
Sicherung des Haushaltsausgleichs der Einnahmen und Ausgaben gemäß LuKIFG sind 
dem Ministerium für Finanzen und Digitalisierung jeweils zum 01. Dezember des Jahres 
alle noch fälligen Ausgaben über 1 000 000,00 Euro zu melden. 

3.6.9.3.2 Mittelübertragung/Rücklage (Bundeshaushalt) 

Die nicht verbrauchten oder nicht abgerufenen Mittel des Sondervermögens werden am 
Ende des jeweiligen Wirtschaftsjahres durch das Bundesministerium der Finanzen in das 
darauffolgende Wirtschaftsjahr übertragen. Die Bildung von Ausgaberesten im Kapitel 
xx97 ist hierdurch nicht erforderlich. Übersteigen die in den Kapiteln xx97 gebuchten 
Ausgaben die im Kapitel 1197 gebuchten Einnahmen aus Zuweisungen des Bundes nach 
dem Landes- und Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz, wird das für Finanzen 
zuständige Ministerium einen entsprechenden Einnahmerest bilden. 

3.6.9.4 Nicht zweckgerecht verwendete Fördermittel 

Die zweckentsprechende Mittelverwendung gemäß §§ 3, 4 und 7 LuKIFG ist durch die 
jeweilige oberste Landesbehörde sicherzustellen. 

Nicht zweckentsprechend nach dem Infrastrukturfinanzierungsgesetz verwendete Mittel 
sind an den Bund zurückzuzahlen. Eine Verrechnung mit anderen Maßnahmen ist 
unzulässig. Die Rückforderung der Zuwendung und Verzinsung hat durch die 
Bewilligungsbehörde zu erfolgen. Die anteiligen Bundesmittel und Zinsen sind dem 
Ministerium für Finanzen und Digitalisierung spätestens 10 Arbeitstage vor Fälligkeit 
gemäß Anlage 3 anzuzeigen. 

Rückzahlungen können sowohl durch vom Land durchgeführte Prüfungen als auch durch 
Prüfungen der Einzelverwendungsnachweise durch den Bund veranlasst werden. Die 
Rückzahlungen der Bundesmittel an der Zuwendung ist auf dem Titel 1197 119.05 



 

 

           
         

 
            

         
         

                
        

            
             
       

 
             

            
         

 
          

             
           

              
 

          
           

      
         
              

      
 

          
   

 
       

 
             

            
      

 
    

 

            
          

         
        

 
           

             
         

             
           

         
 

            
       

 

Unterkonto: RÜCKZA zu veranlassen. Rückzahlungen sind nur zu leisten, wenn der 
zurückzuzahlende Betrag mindestens 1 000 Euro je Maßnahme beträgt. 

Zurückzuzahlende LuKIFG-Mittel sind gemäß § 8 Abs. 3 LuKIFG zu verzinsen. Der 
Zinssatz entspricht dem vom Bundesministerium der Finanzen jeweils durch 
Rundschreiben an die obersten Bundesbehörden bekanntgegebenen Zinssatz für Kredite 
des Bundes zur Deckung von Ausgaben (vgl. VV zu § 44 Absatz 1 BHO). Der Zinssatz 
beträgt mindestens 0,1 Prozent jährlich. Der Zinsbetrag ist 
durch das jeweilige Fachministerium entsprechend der Vorgaben des § 8 Absatz 3 
LuKIFG zu ermitteln. Wenn der Zinsbetrag 100 Euro unterschreitet, sind keine Zinsen zu 
erheben. Geleistete Zinszahlungen fließen dem Bundeshaushalt zu. 

Die Zinsen sind auf dem Titel 1197 119.05 Unterkonto: ZINSEN zu vereinnahmen. Die 
Anordnung der Zahlung an den Bundeshaushalt für Rückzahlung und der Zinsen erfolgt 
durch das Ministerium für Finanzen und Digitalisierung (Referat 200). 

Die Bewirtschaftung der Haushaltsstelle 119.05 im Kapitel 1197 wird den Dienststel-
len/Titelverwaltern gemäß VV Nr. 3.1.1 zu § 9 LHO M-V übertragen. Für die 
Bewirtschaftung gelten die entsprechenden Bestimmungen der LHO M-V. Auf die Vorlage 
von Kassenanordnungen zur Zeichnung gemäß VV Nr. 3.1.4 zu § 9 LHO M-V wird 
verzichtet. 
Die verantwortlichen Dienststellen haben dem Finanzministerium (IV 200-1) den Antrag 
für die Zugriffsberechtigung zum Verfahren ProFiskal (ProFIS101) gemäß Ziffer 1.3 der 
Arbeitsanweisung Mittelbewirtschaftung für Dienststellen des Landes Mecklenburg-
Vorpommern unter Anwendung des HKR-Verfahrens ProFiskal (AA-BEW) sowie die 
Ausfertigung der Unterschriftsmitteilung gemäß Nr. 2.2.4.3 Anlage 2 zu VV zu §§ 70 bis 
80 LHO M-V kurzfristig zu übersenden. 

Rückzahlungen und Zinsen aus Kofinanzierungsmitteln des Landes sind im jeweiligen 
Ressortplan zu vereinnahmen. 

3.6.9.5 Liquiditätsmeldung / Mittelabruf gegenüber dem Bund 

Die Liquiditätsplanung und der Abruf der Bundesmittel erfolgen durch das Ministerium für 
Finanzen und Digitalisierung (Referat 200). Grundlage für den Mittelabruf sind die in 
ProFiskal DHB gebuchten Ist-Ausgaben. 

3.6.9.6 Berichtswesen / Monitoring 

Die Länder sind gegenüber dem Bund verpflichtet regelmäßig, über den Fortschritt der 
Investitionsmaßnahmen zu berichten. Für dieses Berichtswesen stellt der Bund eine 
standardisierte Berichtsvorlage (Template) zur digitalen Übermittlung zur Verfügung. Der 
Bericht des Landes wird mittels Upload übertragen. 

Um sicherzustellen, dass das Land seine Berichtspflichten gegenüber dem Bund, dem 
Landtag und der Öffentlichkeit erfüllt sowie darüber hinaus in der Lage ist, ein 
kontinuierliches Monitoring zu erstellen, wurde das Bundes-Templates um notwendige 
Angaben ergänzt. Hierfür steht die Tabelle (Anlage 4) als Exceldatei zur Verfügung. Um 
das Ausfüllen zu erleichtern sind Hinweise zur Datendefinition und Beispiele hinterlegt. 
Mittelfristig ist vorgesehen, eine online gestützte Datenbanklösung zu verwenden. 

Die Exceldatei ist jeweils zum 15. eines jeden Monats im jeweiligen Nextcloud-Ordner 
„LuKIFG – MV Plan 2035“ aktualisiert bereitzustellen. 



 
 

 

              
        

         
           

            
          

  
 
 

  
 

        
 
 

  
 

   
 

 

5 

Die Länder sind verpflichtet dem Bund die Höhe der im kommenden Jahr und im 
Finanzplanzeitraum voraussichtlich jährlich benötigten Haushaltsmittel im Rahmen der 
Aufstellung des Wirtschaftsplans des Bundes (SVIK) zu melden. 
Grundlage hierfür sind die von den Ressorts vorzulegenden Planungsdaten im Rahmen 
der Aufstellung des jeweiligen Haushaltsplanes vor. Im planungsfreien Jahr 2026 wird das 
für Finanzen zuständige Ministerium von den Ressorts die erforderlichen Planungsdaten 
gesondert abfordern. 

II. In-Kraft-Treten 

Dieser Erlass tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft. 

Im Auftrag 

gez. Maximilian Wauschkuhn 

Anlagen 
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